
40 41

männlich«3 beschränken. Nach dem Abgleich der 682 Personen fassenden Liste des VS 
Bayern mit den Daten des Einwohnermeldeamtes Nürnberg schließen die polizeilichen 
Ermittler_innen jedoch sogleich »alle Männer, die jünger als 18 und älter als 35 Jahren 
waren, sowie alle Frauen«4 von der weiteren Überprüfung aus. Offenbar sollte in den 
Augen der Ermittler_innen überflüssige Arbeit eingespart werden, um effizient vorgehen 
zu können. Die Einschätzung, die rechtsextremen Frauen für nicht überprüfenswert zu 
halten, dürfte hierbei auf Grundlage geschlechtsspezifischer Stereotype – etwa dem von 
der »unpolitischen« oder »friedfertigen Frau« – getroffen worden sein. Die Abklärungen 
auf Grundlage der gekürzten Liste verlaufen schließlich ergebnislos. 

Mit Mandy S.5, einer ehemaligen Aktivistin der im Jahr 2011 verbotenen rechtsextremen 
»Hilfsgemeinschaft für nationale politische Gefangene« (HNG), ist jedoch genau eine Per-
son auf der ursprünglichen Liste von 682 Personen verzeichnet, bei der die Ermittlungen 
nach dem 4. November 2011 – dem Tag des Auffliegens des NSU – einen Kontakt zu dem 
Trio feststellen werden6. Mandy S. gilt als Helferin der erste Stunde nach dem Abtauchen 
von Zschäpe, Böhnhardt und Mundlos und vermittelte den drei Gesuchten Wohnungen 
in Chemnitz. Später wohnte sie in Nürnberg. Die immerhin mögliche Chance, der mut-
maßlichen Unterstützerin Mandy S. und damit dem NSU auf die Spur zu kommen, wurde 
2007 also verpasst, weil von der Polizei nicht in diese Richtung ermittelt wurde.7 Vier 
Jahre später fliegt der NSU nach einem missglückten Banküberfall zufällig – also ohne 
Zutun von Polizei und VS – auf.

Dass Sicherheitsbehörden den tatsächlichen Beitrag rechtsextremer Frauen im or-
ganisierten Rechtsextremismus verkennen und so im schlimmsten Fall begünstigen, 
muss zukünftig erschwert werden. In Aus- und Fortbildungen von Polizei, Justiz und 
Geheimdiensten sollte eine geschlechterreflektierende Perspektive auf die Wahrneh-
mung und Analyse von Rechtsextremismus vermittelt werden. Die Schulung von Po-
lizeibeamt_innen zu Verläufen von gewaltförmigen Situationen sollte sie dazu befä-
higen, die Tatbeteiligung von Frauen wahrzunehmen und zu dokumentieren. Auch 
das Monitoring von rechtsextremen Straf- und Gewalttaten und von Strukturen der 
extremen Rechten sollte geschlechtsspezifisch erfolgen. Diese einfach und schnell um-
setzbaren Maßnahmen wären ein erster wirksamer Schritt, um das Thema Rechtsext-
remismus und Gender als Handlungsfeld bei den Sicher-heitsbehörden zu verankern.

Beispiel 3: Wie man im »Untergrund« eine polizeiliche Vernehmung übersteht
In den Jahren 2006/2007 kommt es bei Ermittlungen der Polizeidirektion Südwestsach-
sen zu erheblichen Fehlleistungen unter anderem auch wegen der Wahrnehmungsde-
fizite im Umgang mit (rechtsextremen) Frauen. Im Ergebnis übersteht die zu der Zeit 
in Zwickau im »Untergrund« lebende Beate Zschäpe eine polizeiliche Zeuginnenverneh-
mung ohne Verdacht zu erregen, obwohl sie sich zuvor und während dieser in erhebliche 
Widersprüche verstrickt.

Nach einem Wasserschaden in der Polenzstraße 2 in Zwickau am 7. Dezember 2006 
beginnen die maßgeblich von Kriminalhauptmeister (KHM) R. geführten polizeilichen 
Ermittlungen der Polizeidirektion Südwestsachsen. Der Wasserschaden wurde in einer 
ungenutzten Wohnung direkt über der Versteckwohnung von Beate Zschäpe, Uwe Mund-
los und Uwe Böhnhardt von unbekannt gebliebenen Täter/-innen absichtlich herbeige-
führt und es wurden auch Gegenstände entwendet. Bei der Beseitigung des Wasserscha-
dens in der betroffenen Wohnung hatte die im Haus unter ihrem Decknamen »Lisa D.« 
bekannte Beate Zschäpe noch tatkräftig geholfen, danach war sie jedoch für die Polizei 
zunächst nicht mehr zu erreichen. Als am nächsten Tag der mögliche Schaden in Zschä-
pes Wohnung begutachtet werden sollte, wurde den Beamten nicht geöffnet. Die Zeugin 
»Lisa D.« erschien nicht zur polizeilichen Vorladung und war weder über öffentliche Ver-
zeichnisse, polizeiliche Systeme oder das Einwohnermeldeamt ermittelbar – wohl aber 
ein Matthias D. mit gleichem Nachnamen.8 Das veranlasste den Kriminalhauptmeister 
R. persönlich an der Wohnung zu klingeln, denn schließlich hatte ein anderer Tatzeuge 
ausgesagt, dass »Lisa D.« ihm und einer weiteren Person Beobachtungen über den Tatzeit-
punkt geschildert habe. »Lisa D.« habe demzufolge Geräusche in der Wohnung gehört. Sie 
wird so für die Polizei zu einer wichtigen Zeugin. Der Polizeibeamte trifft in der Wohnung 
tatsächlich Beate Zschäpe an, die ihm erklärt, dass ihr Spitzname »Lise« sei und sie daher 
oft fälschlicherweise von Nachbar_innen für »Lisa D.«, Ehefrau des Matthias D., gehalten 
werde, obwohl es eine solche Frau nicht gebe. In Wirklichkeit heiße sie jedoch Susann E. 
und wohne gar nicht in der Wohnung ihres Freundes Matthias D. Sie halte sich dort nur 
häufig auf, da dieser als LKW-Fahrer oft unterwegs sei. Weitere Auskünfte will Zschäpe 
zunächst nicht geben, erscheint aber am 11. Januar 2007 nun als die vermeintliche Su-
sann E. mit ihrem Ehemann André E. zur Vernehmung auf der Dienststelle der Polizei.9  

In der Vernehmung leugnet die mit dem Personalausweis von Susann E. ausgestattete 
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Beate Zschäpe nun, Beobachtungen zu Geräuschen gemacht zu haben. Sie sei am Vormit-
tag gar nicht in der Wohnung gewesen – das direkte Gegenteil hatte ein anderer Zeuge 
ausgesagt. Außerdem entstehen weitere Widersprüche: wie André E. bezeichnet Zschäpe 
die Wohnung stellenweise als ihre Wohnung (die Badmöbel als ihre Möbel), obwohl diese 
doch angeblich von Matthias D. bewohnt werde. Schaden sei in ihrer Wohnung keiner 
entstanden. Den Widersprüchen wird von der Polizei nicht nachgegangen. Die untersuch-
te Tat kann nicht aufgeklärt werden und eine Chance, dem NSU auf die Spur zu kommen, 
wurde verpasst.

Das nicht angemessene Vertrauen der Polizei gegenüber den Angaben von »Lisa D.«/
Susann E./Beate Zschäpe dürfte zum guten Teil auf Grundlage geschlechtsspezifischer 
Stereotype – etwa dem von der »unpolitischen« und/oder »friedfertigen Frau« – entstan-
den sein. Sicherlich kann man hiergegen einwenden, dass die Polizei nur wegen ver-
gleichsweise geringfügiger Delikte ermittelte und Beate Zschäpe als Zeugin des Was-
serschadens, nicht als Verdächtige, galt. Dennoch bleibt richtig, dass sich Zschäpe im 
direkten Kontakt mit geschulten Polizeibeamten objektiv sehr verdächtig verhalten hat 
und diesen das offenkundig nicht (groß) aufgefallen ist. Es dürfte auch eine Rolle gespielt 
haben, dass Beate Zschäpe als Deutsche (ohne Migrationshintergrund) wahrgenommen 
wird. Man stelle sich vor, statt auf Beate Zschäpe wäre ein polizeilicher Ermittler in einer 
vergleichbaren Situation auf einen jungen Mann gestoßen, von dem er angenommen 
hätte, dass er einen sogenannten Migrationshintergrund hat. Hätte diese Person sich 
gegenüber der Polizei auch in so großem Umfang in Widersprüche über seine Identität 
und seine Wohnverhältnisse verwickeln dürfen, ohne das Vertrauen in seine Ehrlichkeit 
zu verspielen?

Frauen im NSU-Prozess: 
Zschäpes Helferinnen vor Gericht
Beate Zschäpe steht als Hauptangeklagte im NSU-Prozess zwar im Zentrum der medialen 
Aufmerksamkeit, im Verlauf der seit Mai 2013 geführten Verhandlung kamen jedoch 
auch Tatbeiträge weiterer rechtsextremer Frauen und ihr Wirken in der rechtsextremen 
Szene zur Sprache. Rechtsextreme Frauen, oft als Funktionärinnen in verschiedenen Or-
ganisationen der rechten Szene tätig, unterstützten den NSU nach dem Abtauchen unter 
anderem mit Ausweisdokumenten und Krankenkassenkarten. Zschäpe konnte so auf 
verschiedene Tarnidentitäten zurückgreifen und die Helferinnen konstruierten damit 
einen wichtigen Rahmen. Plausible Legenden wurden gestrickt, beispielsweise wurde 
sehr wahrscheinlich auf das Kind mindestens einer Helferin »zurückgegriffen«, um sich 
gelegentlich als Pärchen mit Kind präsentieren zu können. Die Unterstützerinnen trugen 
entscheidend dazu bei, den NSU über Jahre hinweg erfolgreich dem Zugriff der Ermitt-
lungsbehörden zu entziehen.

Im Folgenden soll ein Rückblick auf die Auftritte einiger dieser Frauen im Rahmen der 
Zeug_innen-Vernehmungen vor dem Oberlandesgericht München gegeben werden. Da-
bei soll gezeigt werden, inwiefern diese strategisch mit bestimmten Bildern über Frauen 
und über Familie umgehen. Strategien des Leugnens, Verharmlosens, des Vortäuschens 
von Unwissenheit und des Vergessen-Haben-Wollens werden von vielen (ehemaligen) An-
gehörigen der rechtsextremen Szene unabhängig ihres Geschlechts bei ihren Aussagen 

vor Gericht befolgt. Zusätzlich werden Vorstellungen von Weiblichkeit aufgerufen und 
bedient. Dazu gehören:
1.	 das Bild der friedfertigen Frau, die als harmlos bzw. nicht gewalttätig einzuschätzen 

sei.
2.	 Das Bild der innerhalb der rechtsextremen Szene untergeordneten Frau, die keinen 

Einfluss ausüben kann und für eigenes Handeln nicht verantwortlich sei.
3.	 Das Bild der unpolitischen »Freundin von ...« dem rechtsextremen Mann, die selbst 

keine eigenständig politisch handelnde Person sei.
4.	 Das Bild der fürsorgenden Mutter und damit verbunden das Bild der friedfertigen, lie-

bevollen Familie, in der es allein um die Sorge für die Kinder, nicht politische (rechts-
extreme) Ansichten gehe.

Mandy S. (s.o.) gilt als wichtige NSU-Helferin der ersten Stunde. Unter rechtsextremen 
Skinheads in Chemnitz genoss »white power-Mandy« in jener Zeit offenbar ein gewis-
ses Ansehen – in Szenepublikationen rief sie im rechtsextremen Duktus zu mehr Ord-
nung auf und wandte sich gegen interne Streitereien. Zudem regte sie die Gründung 
der »Sächsischen Aktionsfront« nach Vorbild der »Fränkischen Aktionsfront« an. Sie soll 
»Blood&Honour« in Chemnitz zumindest nahe gestanden haben. Das elitäre rechtsextre-
me Musiknetzwerk »Blood&Honour« hat die Verbreitung nationalsozialistischer Ideologie 
zum Ziel und organisierte insbesondere mit seinem sächsischen Ableger maßgeblich die 
Unterstützung des NSU in der ersten Zeit nach der Flucht. Vor Gericht versuchte sich 
die inzwischen 39-jährige Mandy S. im Widerspruch dazu, als einfache Mitläuferin und 
»Männeranhang« zu präsentieren. In der Chemnitzer Szene hätten sich Frauen entweder 
angepasst oder seien ausgelacht worden. Zeugenaussagen ihrer männlichen »Kamera-

Die Demonstrant_innen fordern eine lückenlose Aufdeckung der Verstrickung staatlicher Institutionen im NSU 
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den«, die ihr eine Führungsrolle bescheinigten, wollte sich Mandy S. nicht erklären kön-
nen. Mittlerweile sei sie zudem Mutter und habe sich längst aus rechtsextremen Kreisen 
zurückgezogen.

Ebenfalls mit einer Krankenkassekarte für Beate Zschäpe behilflich war mit Silvia Sch. 
eine Frau, die – ihrer Darstellung vor Gericht nach – ihre Unterstützungsleistung erbrach-
te, ohne sich dazu je irgendwelche eigenen Gedanken gemacht zu haben. Die Krankenkas-
senkarte habe sie auf Bitten ihres Mannes und des im NSU-Prozess Mitangeklagten Holger 
G. hin gegen Geld abgegeben. Politik interessiere sie nicht und sie habe sich nicht gefragt, 
wozu und von wem die Krankenkassenkarte verwendet werden sollte. Bei nicht wenigen 
Prozessbeobachter_innen drängte sich dementsprechend der Eindruck auf, dass sich die 
Zeugin als naiver darzustellen suchte, als wahrscheinlich und glaubhaft ist.

Katrin D. – Szenename: »Mappe« – verzichtete bei ihrer Aussage darauf, die Rolle von 
Frauen in der rechtsextremen Szene generell kleinzureden. Die heute im Bereich Cate-
ring und Security tätige Angehörige der Chemnitzer Skinheadszene wollte sich selbst 
jedoch wenig für Politik interessiert haben. Eine Darstellung, die sie in ihrer Aussage 
jedoch nicht durchzuhalten vermochte – so räumte sie ein, im Vergleich zu ihrem dama-
ligen Freund sehr wohl »politisch« gewesen zu sein. »Mappe« stritt in diesem Zusammen-
hang eine Mitgliedschaft bei »Blood&Honour« ab, auch wenn das ein anderer Zeuge so 
angegeben hatte. Sie habe auch keine Unterstützung für die Untergetauchten geleistet, 
weil sie zu dem Zeitpunkt gerade Mutter geworden sei und daher ohnehin Kontakte 
zur Szene verloren habe. Katrin D. betonte jedoch, dass sie – ohne Kind und wenn man 
sie gefragt hätte – Hilfeleistungen erwogen hätte. Denn »Freundschaft« sei für sie sehr 
wichtig. Gegenüber der Polizei belastende Aussagen über »Kameraden« zu machen, leh-

ne sie hingegen als »Verrat« strikt ab. Beate Zschäpe will sie angeblich als freundliche 
Hausfrau eingeschätzt haben. Es liegt jedoch nicht nahe, dieser Angabe Glaubwürdig-
keit beizumessen. Auch die Szenekontakte von Katrin D. hielten über die Jahre offenbar 
deutlich besser, als von ihr behauptet. So arbeitete sie in den 2000er Jahren in einem von 
Rechtsextremen betriebenen Ladengeschäft und reiste zum Prozess in Begleitung eines 
weiteren mutmaßlichen NSU-Helfers aus Chemnitz an.

Antje P. ihrerseits leugnete die Mitgliedschaft bei »Blood&Honour« nicht. Sie sei sogar 
in den 1990er Jahren bei der Gründungsveranstaltung des sächsischen Ablegers zugegen 
gewesen, wollte sich an eine politische und militante Ausrichtung des Musiknetzwerks 
aber vor Gericht nur mühsam erinnern. Irgendeinen Zusammenhang mit »white power« 
habe es für andere Mitglieder möglicherweise gegeben – ihr sei es jedoch ausschließ-
lich um die Musik gegangen. Antje P. sprach allerdings auch von einer »Angst« davor, 
dass ihre Kinder mit ‚nicht-weißen‘ Kindern spielen müssten und gab so eine rassistische 
Haltung zu erkennen. Später habe sie familiäre und kinderfreundliche Aktivitäten bei 
»Blood&Honour« vermisst und sei als Mutter angeblich kaum noch involviert gewesen. 
Ihre Erwartung ergibt dabei innerhalb der rechtsextremen Ideologie durchaus Sinn, 
da die ‹deutsche› Familie als kleinste Einheit der ‹arischen› Volksgemeinschaft in der 
rechtsextremen Szene idealisiert und als politisches Kampffeld verstanden wird. ‹Ras-
sezucht› und die feindliche Ausrichtung gegen ‹nicht-deutsche› Familien (und Kinder) 
sind ‹normale› Bestandteile dieser Ideologie. Jedenfalls habe Antje P. als »Mädel« in der 
Szene »eigentlich an den Kochtopf« gehört und sei nicht in die Aktivitäten »der Jungs« 
eingeweiht worden. Im Widerspruch dazu wurden im Prozess Hinweise erörtert, denen 
zufolge Antje P. unter ihrem Spitznamen »Karline« an der Verwaltung der Finanzen von 

Habil Kılıç war Lebensmittelhändler in München. Am 29.09.2011 wurde er in seinem Laden von Mitgliedern 
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»Blood&Honour Sachsen« beteiligt gewesen sein dürfte. Laut Zeugenaussagen habe Antje 
P. auch die Übergabe ihres Reisepasses an die flüchtige Zschäpe erwogen und in Diskus-
sionen bei »Blood&Honour« angeregt, die »politische Arbeit« im Untergrund in Form von 
Anschlägen durchzuführen. Beiden Darstellungen widersprach Antje P. vor Gericht – als 
Mutter sei dies für sie nicht in Frage gekommen.

Die heute 67-jährige Edda Sch. ist Funktionärin der NPD und eine der ältesten ak-
tiven Rechtsextremistinnen in Deutschland. Sie verbreitet rassistische Ideologie unter 
anderem als »Brauchtumspflege« im Rahmen einer »heidnischen Religion«, in der »die 
Germanen« im Mittelpunkt stehen. Am Rande eines inhaltlich entsprechend ausgerichte-
ten Vortrags in Thüringen im Jahr 2000 soll Edda Sch. laut Aussagen eines anderen Betei-
ligten ein Gespräch zwischen NSU-Unterstützern aus Thüringen und Sachsen eingefädelt 
haben. Diesen Vorwurf wies Sch. in ihrer Vernehmung vor Gericht allerdings weit von 
sich. Mindestens ebenso deutlich wies sie von sich, »ein Verräter« zu sein.

Mit Juliane W. wurde im Prozess auch eine ehemalige Zuträgerin des Thüringer Ver-
fassungsschutzes befragt. Die damalige Rechtsextreme wurde im Alter von 15 Jahren 
die Freundin des im NSU-Prozess Mitangeklagten Ralf Wohlleben und gab bis zum Ende 
dieser Beziehung 1998/1999 als »Gewährsperson Jule« Informationen an die Behörde 
weiter. Das erfolgreiche Abtauchen des damals frisch aus Jena geflüchteten »NSU-Trios« 
fällt in diese Zeit. Auch Juliane W. hatte daran einen Anteil, etwa indem sie aus den Woh-
nungen der Geflüchteten persönliche Gegenstände zu holen versuchte oder zeitweise 
offenbar den Kontakt mit Familie Mundlos herstellte. Vor Gericht war die Erinnerung der 
Zeugin von bemerkenswert umfangreichen Lücken gekennzeichnet. Insofern sie Erinne-
rungen schilderte, fielen die Beschreibungen verharmlosend aus. So will Juliane W. das 
antisemitische »Pogromly«-Monopoly-Spiel offenbar wie ein normales Gesellschaftsspiel 
wahrgenommen haben. Die politische Einstellung ihrer rechtsextremen Kamerad/-innen 
beschrieb sie als »rechts angehaucht« – sie selbst sei eine Mitläuferin und als Freundin 
von Ralf Wohlleben in der Szene gewesen.

Erfolgreiche Strategien der Hilfe und Selbsthilfe?
Bislang scheinen aus dem Kreis der Frauen im NSU-Umfeld allenfalls Mandy S. und 
Susann E. nennenswerte Strafen zu drohen, da ihnen ihre Unterstützungsleistungen im 
Rahmen eines weiteren Prozesses vorgeworfen werden könnten.10 So machte Susann E. 
im laufenden Verfahren von ihrem Aussageverweigerungsrecht Gebrauch, um sich selbst 
bzw. ihren Mann nicht belasten zu müssen. Unter anderem soll sie Beate Zschäpe ihren 
Personalausweis zur Verfügung gestellt haben und die mutmaßliche Rechtsterroristin 
womöglich gemeinsam mit ihrem Mann André mit frischer Kleidung versorgt haben, 
nachdem diese im November 2011 die NSU-Versteckwohnung in Zwickau angezündet 
hatte. Zusätzlich steht der Verdacht im Raum, dass Susann E. die Mutter eines der Kinder 
sein könnte, mit denen sich NSU-Mitglieder gelegentlich sehen ließen, um beispielsweise 
unauffällig Wohnmobile für ihre Taten anmieten zu können. Auch wenn (noch) nicht ge-
klärt ist, mit dem Kind welcher Unterstützer_innen Beate Zschäpe und Uwe Böhnhardt 
bei dieser Gelegenheit auftauchten, zeigt der Vorfall doch, dass der NSU zu seiner Tar-
nung auch sehr bewusst und geschickt auf gesellschaftlich verbreitete (Familien-)Bilder 
setzte. Wer wird in einer als Kleinfamilie erscheinenden Personengruppe schon Terro-
rist_innen, Mörder_innen und Bankräuber_innen vermuten?

Von Beate Zschäpe einmal abgesehen drohen die an den Taten und am Abtauchen des 
NSU beteiligten rechtsextremen Frauen sehr glimpflich davonzukommen. Die Strategie 
des Vorschützens von Erinnerungslücken und des Verschweigens zeigt die fortbestehen-
de Verbundenheit zwischen den Angeklagten und den Personen aus dem (ehemaligen) 
Umfeld des NSU. Sie hilft gleichermaßen den Angeklagten wie den Zeug_innen, die eine 
strafrechtliche Verfolgung befürchten müssen.

Frauen aus dem Umfeld spielen zusätzlich strategisch mit Geschlechterstereotypen 
und -klischees und helfen so sich selbst und auch der Angeklagten. Wenn Frauen nur 
harmlose und zweitrangige Rollen und Aufgaben in der rechtsextremen Szene ausfüllen 
können, ist sowohl der jeweilige Beitrag der als Zeugin aussagenden Unterstützerin, als 
auch der der Hauptangeklagten, als ein nur geringer denkbar. So erklären sich die zum 
Teil äußerst widersprüchlichen Auftritte (vormals) rechtsextremer Frauen beim Prozess 
in München, deren Selbstpräsentationen oftmals nicht mit ihren belegten tatsächlichen 
Taten in Einklang zu bringen sind.

Als besonders glaubhaft scheinen (ehemalige) NSU-Helferinnen die Behauptung ein-
zuschätzen, Mütter würden sich aus der rechtsextremen Szene und deren Aktivitäten – 
zumindest aber aus dem Umfeld rechtsterroristischer Taten – wie selbstverständlich he-
raushalten. Dass dies für überzeugte und fanatische Rassistinnen gelten soll, denen die 
Zukunft ihrer »weißen Kinder« also gemäß der rechtsextremen Ideologie ganz besonders 
»am Herzen« liegen muss, ist jedoch nichts mehr als eine Behauptung überzeugter und 
fanatischer Rassistinnen. Der NSU-Fall legt nahe, dass die Realität der rechtsextremen 
Szene diese Behauptung widerlegt.

Reden ohne das Schweigen zu brechen 
Beate Zschäpes Teileinlassung
Zschäpe hat den juristisch heiklen Versuch gewagt, sich als Angeklagte mit einer von 
ihren Anwälten verlesenen Teileinlassung selbst zu entlasten. Offenbar geschah dies ge-

Es sind nicht die Mörder_innen allein, die rassistisch handeln - institutioneller und struktureller Rassismus 
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gen den Willen eines Teils ihres Anwaltsteams, der das Risiko scheute und in diesem Zu-
sammenhang von »prozessualem Selbstmord« gesprochen haben soll. Zschäpe überging 
diese Bedenken ihrer »Alt-Verteidiger« Sturm, Stahl und Heer und verfolgte ihre Linie mit 
ihren »neuen« Verteidigern Borchert und Grasel. Die Angeklagte präsentierte sich in die-
sem Streit als aktiv Handelnde. Es war ihr so zunehmend und öffentlich wahrnehmbar 
gelungen, in das Prozessgeschehen einzugreifen. 

Im Widerspruch dazu sollte ihre Einlassung sie jedoch nun als passives Opfer der 
Geschehnisse präsentieren – ein von vorne herein wenig glaubhaftes Unterfangen. Auch 
der hierfür gewählte Zeitpunkt war ungünstig. Zu Prozessauftakt hätte eine solche Erzäh-
lung in einigen Medien wohl Anklang finden können. Fand sich dort doch die Prognose, 
dass die weibliche Angeklagte Reue und Empathie mit den Opfern zeigen werde. Als 
Grund hierfür schienen nur geschlechtsspezifische Rollenerwartungen in Frage zu kom-
men. Sonst wäre diese Erwartung auch an Wohlleben und André E. zu richten gewesen, 
weitere damals schweigende Angeklagte. Diese Erwartungen bestanden vor dem Verle-
sen der Teileinlassung Zschäpes nun kaum mehr, da neben dem öffentlich ausgetragenen 
Streit mit ihren Anwält_innen auch der bisherige Prozessverlauf gegen die von Zschäpe 
behauptete Naivität, Passivität und Unschuld sprach. Nach Auffassung vieler Prozess-
beteiligter und Medienvertreter_innen hatten sich in dem seit Mai 2013 laufenden Pro-
zess die in der Anklageschrift formulierten Vorwürfe gegen die Angeklagten (auch gegen 
Zschäpe) weitgehend bestätigt. 

Zschäpes Umgang mit den Angehörigen der Opfer
Vor der Verlesung der Teileinlassung hatten Zschäpe und ihre Verteidiger_innen ver-
sucht, den Termin bis zuletzt geheim zu halten, damit möglichst wenige Nebenkläger_in-
nen den Besuch in München planen können. Zudem kündigten Zschäpes Anwälte an, nur 
Fragen der Richter_innen, nicht jedoch der Bundesanwaltschaft und der Nebenkläger_
innen zu beantworten. In der Einlassung selbst wurde dann auch sehr wenig Mühe und 
Zeit auf den Anschein glaubhafter Reue verwendet. Vielmehr orientierten sich die Aus-
führungen in erster Linie an den juristisch relevanten Vorwürfen und versuchten, diese 
mithilfe von behauptetem Nicht-Wissen und Naivität zu entkräften. In vielen Punkten 
fiel dies erkennbar konstruiert, unplausibel und unglaubhaft aus – etwa wenn Zschäpe 
vortragen ließ, keine Kenntnis davon gehabt zu haben, dass auf den von ihr versende-
ten Bekenner-DVDs des NSU auch die Morde und nicht nur die Banküberfälle beschrie-
ben wurden. Bemerkungen, die auf ein politisches Verständnis hätten schließen lassen 
können, fehlten fast gänzlich. Zschäpe präsentierte sich insgesamt in einer klischeehaft 
passiven Frauenrolle: als Opfer der Geschehnisse um sie herum, angeblich alkoholkrank 
und abhängig von Uwe Böhnhardt, den sie geliebt, obwohl dieser sie geschlagen habe. 
Zschäpes Einlassung enthielt schließlich auch den Satz: »Ich entschuldige mich aufrichtig 
bei allen Opfern und Angehörigen der Opfer der von Uwe Mundlos und Uwe Böhnhardt 
begangenen Straftaten.« Dies führte trotz der geschilderten vorangehenden Äußerungen 
und der offensichtlichen Spitzfindigkeit, sich für die Taten anderer zu entschuldigen, zu 
ersten Schlagzeilen, nach denen Zschäpe sich bei den Opfern entschuldigt habe. Redak-
tionelle Überarbeitungen und Ergänzungen ließen diese irreführenden Überschriften 
zumeist schnell verschwinden, dennoch wurde so wieder der Wunsch deutlich, die Ein-
lassung der weiblichen Angeklagten sei von Reue getragen.

Zschäpes ergänzende Erläuterungen auf Rückfragen
Zschäpe belastete zunächst keinen Mitangeklagten – nicht einmal diejenigen, die sie be-
lastet hatten, obwohl solche Ausführungen möglicherweise das Strafmaß senken könnten. 
Mit Ausnahme von den Toten Uwe Böhnhardt und Uwe Mundlos und zwei Verfassungs-
schutz- bzw. Polizeizuträgern aus der rechtsextremen Szene bezichtigte sie in der verlese-
nen Erklärung ohnehin keinen Rechtsextremen substantiell einer Straftat. Auf Nachfra-
gen des Gerichts änderte Zschäpe diese Haltung nur geringfügig. Auch wenn in einigen 
Medien davon die Rede war, sie habe Neues zu Aufklärung beigetragen, blieb Zschäpes 
Aussageverhalten erkennbar strategisch motiviert. So suchte sie mit der Behauptung, ein 
gewisser Jan W. habe eventuell eine weitere Schalldämpfer-Pistole für Uwe Mundlos und 
Uwe Böhnhardt besorgt, dem Angeklagten Ralf Wohlleben zur Hilfe zu kommen. Diesem 
wird das Beschaffen der Ceska-Pistole mit Schalldämpfer vorgeworfen. Falls erfolgreich 
Zweifel daran gestreut werden kann, dass Wohlleben die Mordwaffe vermittelt hat, könn-
te er vom Vorwurf der Mittäterschaft am Mord in 9 Fällen freigesprochen werden – so das 
Kalkül. Auch Zschäpes Behauptung, Andre E. und nicht dessen Ehefrau Susann E. habe 
ihr nach dem Wohnungsbrand in Zwickau frische Kleidung gegeben, dürfte für das Ehe-
paar verschmerzbar sein. Immerhin bleibt Susann E. so zumindest eine Anklage wegen 
Strafvereitelung erspart. Dass die beiden laut Zschäpe Kenntnis von den Banküberfällen 
des NSU gehabt haben sollen, war im Verlauf des Prozesses ohnehin offensichtlich gewor-
den – über die Morde hätten sie aber angeblich nicht Bescheid gewusst. Es sind gerade 
solche Aussagen, die verdeutlichen, wie eng Beate Zschäpe zu rechtsextremer Ideologie 
und Szene steht – auch wenn sie wohlweislich über Politik kaum ein Wort verliert.

»Die angebliche ‚Entschuldigung‘ für die Taten von Mundlos und Böhnhardt nehme ich 
nicht an: sie ist eine Frechheit, vor allem, wenn sie dann noch verbunden wird mit der 
Ansage, keine unserer Fragen zu beantworten.« (Gamze Kubaşik) Mit diesen Worten hat 
Gamze Kubaşik, Tochter des vom NSU 2004 in Dortmund ermordeten Mehmet Kubaşik 
ihre Reaktion auf Zschäpes Erklärung zusammengefasst.
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5. Fallgeschichte 2: Der Fall Nadja Drygalla. 
Der Umgang mit Rechtsextremismus 
in Sportvereinen

Naemi Eifler, Heike Radvan

Bei den Olympischen Spielen 2012 wird öffentlich, dass die deutsche Ruderin Nadja Dry-
galla in einer Beziehung mit einem Mann lebt, der der rechtsextremen Szene in Meck-
lenburg-Vorpommern angehört. Im Folgenden geht es um die Frage, wie das Phänomen 
Rechtsextremismus seitens des Sportvereins wahrgenommen und wie reagiert wurde. 
Und es wird diskutiert, was Sportvereine oder -verbände im Umgang mit rechtsextremen 
Mitgliedern tun können und welche Unterstützung sie hierfür brauchen. In einem zwei-
ten Teil geht es dann um die Art und Weise, wie in den Medien über den Fall berichtet 
wird.

Was war geschehen?
Nadja Drygalla und Michael Fischer lernen sich 2006 beim Olympischen Ruderclub Ros-
tock (ORC) kennen. Beide trainieren hier und werden 2007 ein Paar.1 Fischer ist Aktivist 
der Kameradschaftsszene und Wortführer der gewalttätigen Gruppe »Soziale Nationa-
listen Rostock«. Er schreibt für rechtsextreme Internetseiten; 2011 kandidiert er für die 
NPD bei der Landtagswahl. Fischer steht unter Beobachtung des Verfassungsschutzes. In 
den Jahren 2006 und 2010 erhält der Vereinsvorstand des ORC Hinweise darauf, dass Fi-
scher der rechtsextremen Szene angehöre. In beiden Fällen wird er zum Gespräch gebe-
ten. Während er 2006 abstreitet, zur rechtsextremen Szene zu gehören, gibt er dies 2010 
zu und tritt aus dem Verein aus, da er sich mit der Vorladung zum Gespräch ungerecht 
behandelt fühle.2 Nadja Drygalla beginnt im September 2008 eine Ausbildung als Polizis-
tin in Güstrow und wird in die Sportfördergruppe der Landespolizei aufgenommen. Im 
Jahr 2011 erhält das Innenministerium des Landes Informationen über ihre Beziehung zu 
Michael Fischer. Es werden nun Gespräche geführt und Schritte eingeleitet, die auch im 
Zusammenhang mit dem Ehrenkodex der Sportverbände in Mecklenburg-Vorpommern 
stehen, demzufolge offensiv vertretene rechte Gesinnung im Verein nicht zu dulden ist. 
Im Nachgang der Personalgespräche, die mit Drygalla geführt werden, stellt sie einen 
Antrag auf Entlassung und bricht ihre Ausbildung ab. Zudem scheidet sie aus der Sport-
fördergruppe der Landespolizei aus. Wenig später vermittelt ihr Hanns Sennewald, ORC-
Vizepräsident, eine Stelle als Sportkoordinatorin beim Ruderverband des Landes.3 Wäh-
rend Nadja Drygalla bei den Olympischen Spielen im Sommer 2012 teilnimmt – sie wird 
durch Michael Fischer begleitet – werden diese Zusammenhänge öffentlich. Sie verlässt 
daraufhin die Spiele. Drei Monate später wird sie als Sportsoldatin in die Bundeswehr 
aufgenommen.4 Michael Fischer gibt im August 2012 seinen Ausstieg aus der rechtsex
tremen Szene bekannt.5

Reaktionen des Vereins
Im Folgenden geht es um die Frage, wie der Verein mit Nadja Drygalla, Michael Fischer 
und dessen rechtsextremen Aktivitäten umgegangen ist. Zunächst lässt sich fragen, in-

wiefern das Phänomen im Verein wahrgenommen wurde und ob es hierüber eine Aus-
einandersetzung unter Vereinsmitgliedern gab. Es liegen bislang keine Informationen 
dazu vor, ob der Vereinsvorstand nach den Gesprächen mit Fischer 2006 und 2010 sowie 

Die Titelgeschichte des Magazins stern im August 2012: Die Ruderin Nadja Drygalla verlässt aufgrund ihrer 
Liebesbeziehung mit einem Neonazi-Kader das Olympiateam in London. Im Artikel steht ihre Perspektive im 
Vordergrund, sie wird als Opfer einer zu Unrecht geführten Kampagne dargestellt.	
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nach dem Ausscheiden Drygallas aus dem Polizeidienst 2011 vereinsinterne Debatten be-
ginnt. In der öffentlichen Debatte zu den Olympischen Spielen behauptet der Ruderver-
ein zunächst, erst zu diesem Zeitpunkt »Erkenntnisse zum privaten Umfeld« von Nadja 
Drygalla erhalten zu haben.6 »Nadja ist bei uns nie durch rechtsradikales Gedankengut 
aufgefallen«, sagt Walter Arnold, Vorsitzender des ORC Rostock dem Magazin Focus. Die-
sem Statement widersprechen jedoch die Aussagen einiger Athlet_innen im Verein. So 
wird die Ruderin Carina Bär mit den Worten zitiert, Drygallas rechtsextreme Einstellun-
gen seien ein »offenes Geheimnis« gewesen.7 Es scheint durchaus bei einigen Vereins-
mitgliedern eine Wahrnehmung des Problems gegeben zu haben. Offen bleibt, ob die 
rechtextremen Auffassungen seitens der Verantwortlichen gehört und ernst genommen 
wurden. In diesem Zusammenhang ist interessant, dass Michael Fischer, nachdem er 
2006 abstreitet Neonazi zu sein, weitere vier Jahre im Verein trainiert. Erst 2010, nach 
Hinweisen aus dem Innenministerium, wird Fischer noch einmal zum Gespräch gebeten. 
In der Zusammenschau der Fakten lässt sich vermuten, dass der Vereinsvorstand das 
rechtsextreme Engagement Fischers kaum kritisch begleitet oder hinterfragt hat. Erst zu 
einem Zeitpunkt, als aus Sicht des Vereins eine Rufschädigung zu befürchten war, wird 
– so legen die Fakten es nahe – die Auseinandersetzung gesucht. 

Walter Arnold sagt im Interview mit dem Focus, er finde es »erbärmlich, dass ein jun-
ges Mädchen in Sippenhaft genommen wird«. Auch Hans Sennewald, Vorsitzender des 
Rudervereins, findet »die Art und Weise, wie sie in Sippenhaft genommen wird«, nicht 
korrekt.8 Es lässt sich fragen, warum das Bild des »jungen Mädchens« hier aufgerufen 
wird? Angesichts der Person – Nadja Drygalla ist 24 Jahre alt und erfahrene Sportlerin – 
ist es kaum zutreffend. Vielmehr liegt nahe, dass damit ein bestimmtes Motiv verbunden 
ist. Das Bild vom »jungen Mädchen« steht im Alltagsverständnis für »Unschuld«, insofern 
kann es darum gehen, Drygalla als nicht verantwortlich zu zeichnen. Verstärkt wird 
diese Aussage durch das Wort »Sippenhaft«, welches im Nationalsozialismus (NS) für die 
Bestrafung eines Menschen für die Straftat eines Verwandten oder Ehepartners stand. 
Es wurde als willkürliche Terrormaßnahme gegen politische Gegner_innen eingesetzt, 

in der Regel bedeutete es die Einweisung in ein Konzentrationslager.9 Wie so häufig bei 
historischen Vergleichen, besteht hier das Problem, dass das historische Geschehen rela-
tiviert und verharmlost wird. Was Arnold und Sennewald mit dem Verweis auf »Sippen-
haft« nahelegen, scheint klar: Es soll deutlich werden, dass Nadja Drygalla unschuldig sei 
und zu Unrecht in die Verantwortung genommen werde. Abgelenkt wird damit von der 
Frage nach persönlicher Verantwortung: Ist die Liebesbeziehung zu einem aktiven Kader 
der extremen Rechten Privatsache oder handelt es sich hier um eine zu verantwortende 
Entscheidung?

Auch für die Verantwortlichen im Landessportbund und im Ruderverein ORC scheint 
Unsicherheit darüber zu bestehen, ob es sich bei der Frage nach der Nähe zu rechtsext-
remen Meinungen und Szenen um einen Tatbestand handelt, den einen Verein zu inter-
essieren habe. So lehnt der Vorsitzende des Rudervereins Sennewald eine Aufforderung 
zum Gespräch mit Drygalla mit der Begründung ab: »Die Schnüffeleien im Privatleben 
haben wir in der DDR ja oft genug erlebt«.10 Im September 2012 veröffentlicht Die Welt 
die Stasi-Tätigkeiten Sennewalds, der zwischen 1984 und 1989 andere Sportler_innen be-
spitzelte. Unabhängig davon, ob und wenn ja was Sennewald hieraus für die Gegenwart 
schließt, lässt sich fragen, ob die Beziehung zu einem rechtsextremen Kader Privatsache 
sei. Hat ein Sportverein nicht vielmehr eine gesellschaftliche Verantwortung zu erfüllen 
und sicherzustellen, dass eine demokratische Alltagskultur das Vereinsleben prägt? 

Widersprüchlich bleibt, ob der Deutsche Ruderverband und der Landessportbund vor 
den Olympischen Spielen von der Beziehung Drygalla – Fischer wussten. Einzelne Aussa-

Rechtsextreme Kontakte sind niemals harmlos – wer sich dafür entscheidet, tole-
riert menschenfeindliche Ideologie.	 	 	 	   © Recherche Nord

Die Liebesbeziehung als Privatsache? Auf einer rechtsextremen Demo in Wismar lautet der Appell »Die Revo-
lution beginnt im Bett«. Es wird dazu aufgerufen, die »Volksgemeinschaft« zu erhalten, den/die Partner/-in in-
nerhalb der Szene zu suchen und Familien zu gründen, die der Neonazi-Ideologie entsprechen.

© Recherche Nord
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gen deuten dies jedenfalls an. Die Verbindung zwischen Drygalla und Fischer scheint in 
den führenden Gremien bekannt gewesen zu sein und wurde durchaus thematisiert. Of-
fen bleibt, ob es inhaltliche Auseinandersetzungen gegeben hat beziehungsweise wie sie 
stattgefunden haben. Sehr deutlich jedoch sprechen sich – ähnlich wie Herr Sennewald 
– nahezu alle beteiligten Vereinstätigen gegen »Inspektionen des privaten Umfeldes« von 
Athlet_innen aus.11

Bereits vor Olympia hatte der Ruderverband eine Aufnahme Drygallas in die Sportför-
derung der Bundeswehr beantragt. Der Antrag wird aufgrund der öffentlichen Debatte 
zurückgezogen, allerdings bereits Mitte August, inmitten des Medienrummels, wieder-
holt gestellt.12 Die Frage nach der Förderwürdigkeit und Einstellung in die Bundeswehr 
scheint beantwortet: Nadja Drygalla trage keine Verantwortung. Auch in der Rückschau 
bleibt diese Frage schwierig zu beantworten. Es gibt einen juristischen Hinweis, mit 
dem sich dezidierter argumentieren lässt: So wird im Verlauf der Debatte bekannt, dass 
Fischer ein Privatfahrzeug nutzte, das auf Drygalla angemeldet war und ihr gehörte. 
Mehrmals wurde Fischer von der Polizei mit dem Auto gestoppt, in den Akten werden 
mögliche rechtsextreme Aktivitäten vermerkt. Was sich hier zeigt, ist eine stillschwei-
gende Beteiligung und eine Form der Unterstützung, die oft nicht gesehen wird: Frauen 
unterstützen durch die häusliche Versorgung und psychische Stärkung die rechtsextre-
men Aktivitäten ihrer Partner. Forschungen über die Beteiligung von Frauen im NS zei-
gen dies. In den meisten Fällen teilen rechte Frauen die politischen Einstellungen ihrer 
Männer, die Aussage der Ruderkollegin deutet dies an.13

Sportvereine – was können sie tun für ein demokratisches Miteinander?
Auch wenn einige Fragen ungeklärt bleiben, scheint deutlich, dass es eine mangelnde 
Wahrnehmung von rechtsextremen Auffassungen und Mitgliedschaften im ORC gab so-
wie eine geringe Konfliktfähigkeit im Umgang hiermit. Dies ist insbesondere deshalb 
bedenklich, da Rechtsextreme seit einigen Jahren gezielt und strategisch versuchen, An-
schluss an Personen in der »Mitte der Gesellschaft« zu finden, die sich bislang nicht als 
rechtsextrem verstanden haben. Im Sinne einer »Normalisierungsstrategie« geht es in 
einem ersten Schritt darum, nicht negativ als Neonazis aufzufallen, sondern Vertrauen 
aufzubauen und auf dieser Basis in einem zweiten Schritt die Ideologie einzubringen und 
zu überzeugen. Diese Art von »Unterwanderung« betrifft nicht nur, aber eben auch Sport-
vereine. Als vermeintlich unpolitische Orte werden sie von Rechtsextremen genutzt, um 
ihre Ideologie zu verbreiten und gegebenenfalls Sympathisant_innen zu gewinnen. Dabei 
können bestimmte Werte, die im Sport vermittelt und gelebt werden, wie Leistungsorien-
tierung oder Gemeinschaft Anknüpfungspunkte für rechtsextreme Ideologie sein. 

Sportvereine sollten sich bewusst dafür entscheiden, inklusive Orte zu sein, die Viel-
falt und Respekt betonen und vermitteln. Sie haben eine gesellschaftliche Aufgabe, zu 
der die Etablierung demokratischer Standards und das Ausschließen von Diskriminie-
rungspraxen gehören. Wie jedoch kann ein Sportverein eine demokratische Alltagskul-
tur etablieren und sie auch über den Verein hinaus – in die Kommune hinein – unterstüt-
zen? Im Folgenden sollen einige Punkte aufgezählt werden, detaillierte Empfehlungen 
und Beispiele aus der Praxis sind beim Verein camino online zu finden: 
www.vereint-gegen-rechtsextremismus.de. 

Sensibilisierung
Es ist wichtig, dass sich die Verantwortlichen im Verein und alle Mitglieder darüber aus-
einandersetzen, was sie unter Rechtsextremismus verstehen, wie sie ihn wahrnehmen, 
welche Meinungen und welches Handeln dazugehören. Rechte Meinungen beginnen 
nicht im Außen, sie werden oft von vielen geteilt. Hierüber bedarf es einer Verständi-
gung und Auseinandersetzung. Zudem ist es hilfreich, über die Erscheinungsformen der 
Neonazis, ihre Positionen und ihre Strategien informiert zu sein und sich über einen 
Umgang damit im Verein zu verständigen. 

Solch ein Prozess kann unterstützt werden durch die Entwicklung eines demokra-
tischen Leitbildes. Alle Vereinsmitglieder verständigen sich in einem dialogischen 
Prozess darauf, wie sie miteinander umgehen wollen. Es geht darum, eine Kultur des 
Respekts, der gegenseitigen Anerkennung und Achtung der Menschenwürde zu etablie-
ren. Und es geht darum, Diskriminierung, Ausgrenzung, Mobbing und Gewalt entgegen-
zutreten. Mit einem demokratischen Leitbild tragen Sportvereine zu einer geschützteren 
Atmosphäre für alle bei. Zum Selbstverständnis eines Vereins sollte es dementsprechend 
gehören, dass alle Mitglieder, insbesondere aber die Funktionsträger_innen verantwort-
lich sind, die Auseinandersetzung zu suchen beziehungsweise anzustoßen, wenn rassis-
tische, rechtsextreme Positionen auftreten. Das Beispiel des ORC Rostock zeigt, dass es 
nicht ausreicht, mit einer vermutlich rechtsextremen Person ein Gespräch hinter ver-
schlossenen Türen zu führen. Stattdessen sollte es Ziel sein, das Klima im Verein so zu 
gestalten, dass rechtsextreme Haltungen auffallen, zur Diskussion stehen und widerspro-
chen werden. Dazu gehört auch, dass Personen, die sich von rechten Meinungen bedroht 

In der Neonazi-Szene wird darauf geachtet, dass sich Paare innerhalb der Gruppierungen finden. Bei einem 
Ausstieg aus der Szene stehen Frauen vor besonderen Problemen – vor allem wenn sie mit Kindern aussteigen 
und der Vater in der Szene verbleibt.	 	 	 	 	 	 	   © Recherche Nord
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oder unwohl fühlen, verlässliche Ansprechpartner_innen im Verein haben und sich der 
Solidarität seiner Mitglieder und ihrem generellen Schutz sicher sein können. 

Der Fall Drygalla zeigt auch, dass es sinnvoll ist, dass Funktionsträger_innen Zeit und 
Raum gegeben wird, sich inhaltlich mit Rechtsextremismus auseinanderzusetzen und 
Strategien der Intervention zu entwickeln. Schlussendlich muss ein Verein sich nicht 
schämen, wenn rechtsextreme Einstellungen auftreten – wichtig ist es, einen aktiven 
Umgang damit zu entwickeln und präventiv die Kommunikationskultur und das Mit-
einander im Verein zu thematisieren. Es ist möglich, stolz zu sein, als gesellschaftlich 
offener Ort Minderheiten zu schützen und die Auseinandersetzung mit rechtsextremen 
Haltungen oder Personen zu führen. Diese Aufgabe ist eine langfristige und dauerhafte 
Aufgabe, die das ureigenste Interesse von Sportvereinen betrifft, denn Rechtsextreme 
zerstören jeden Anspruch auf Fairness und machen Sportvereine im Zweifelsfall für vie-
le Menschen unzugänglich. Es ist Aufgabe von Vereinen, für Vielfalt einzustehen und die 
Verschiedenheit von Menschen im Vereinsleben erlebbar zu machen. Um dies zu ermög-
lichen, können Vereine sich durchaus darauf verständigen, nicht nur Alteingesessene 
als potentielle Mitglieder anzusprechen, sondern auch migrantische Bürger_innen oder 
spezifische Angebote für Angehörige von Minderheiten zu machen. 

Weitere hilfreiche Seiten zum Thema:
http://hamburg.arbeitundleben.de/img/daten/D165707150.pdf
www.vereint-gegen-rechtsextremismus.de/VGR/DE/Home/startseite_node.html
www.amballbleiben.org/media/news/2007/pdf/impulse_juli_2007.pdf
www.sport-mit-courage.de

Die Darstellung in den Medien. Handlungsempfehlungen
Im Folgenden geht es uns darum zu diskutieren, wie Journalist_innen mit dem »Fall Dry-
galla« umgingen. Wie wurde darüber berichtet und was lässt sich erkennen über eine 
Wahrnehmung des Phänomens Rechtsextremismus, auch aus einer Gender-Perspektive? 
Zunächst stellt sich die Frage, wann sich Journalist_innen dem Thema Rechtsextremis-
mus zuwenden. So werden die Beziehung Drygalla – Fischer und die damit verbundenen 
Austritte Drygallas aus dem Polizeidienst und der Sportfördergruppe bereits im März 
2011 öffentlich bekannt, bleiben jedoch medial unbeachtet. Anders im August 2012: Wäh-
rend ihrer Teilnahme an den Olympischen Spielen wird Drygallas Beziehung zu Fischer 
medial aufgegriffen. Neben der Information und Aufklärung steht für einige Medien die 
Skandalisierung im Vordergrund. So veröffentlicht die Welt am Sonntag ein Foto einer 
Neonazi-Demonstration mit der Frage: »Ist Nadja Drygalla die blonde Frau mit dem wei-
ßen Pullover rechts?«14 Später stellt sich heraus, dass es sich nicht um Drygalla handelt. 
Auch die Süddeutsche Zeitung veröffentlicht ein Foto, auf dem Drygalla in rechtsextrem 
zuzuordnender Kleidung zu sehen sei,15 was jedoch ebenfalls dementiert werden muss. 
In dieser ersten Phase der Berichterstattung erhalten Skandalisierung und mangelnde 
Recherche Vorrang vor einer sachlichen und kontinuierlichen Thematisierung. Mit dem 
Eingeständnis der Recherchefehler kommt es zu einer Wendung in der Mediendarstel-
lung. In der Folge wird Drygalla vor allem als Opfer dargestellt. 

Stereotype Bilder, die zur Entlastung führen
Sehr drastisch lässt sich dies anhand des rechtspopulistischen Magazins COMPACT zei-
gen, das sich mit Drygalla solidarisiert. Der Chefredakteur Jürgen Elsässer bringt dabei 
unmissverständlich zum Ausdruck, dass selten »die Meinungsdiktatur, die Verkommen-
heit der Intellektuellen und der schlichte Wahnsinn in diesem Land so ekelhaft zum 
Ausdruck gekommen [sei] wie in der Hetzjagd auf die deutsche Ruderin Nadja Drygal-
la.« Es folgen nationalsozialistisch geprägte Begriffe wie »Sprache des Vierten Reiches«, 
»Hetzjagd«, »Gesindel«, »Facebook-Gestapo«, »Sippenhaft«, »Antifa-Schreier« und »neue Fa-
schisten«. Dabei – so wird herausgestellt – setze Drygalla eben nicht ihr Ego an die erste 
Stelle, sondern nimmt die Liebe ernst.16

Ähnlich argumentiert das Magazin der stern in seiner Titelgeschichte »Der Preis der 
Liebe«. Eine Fotocollage zeigt Drygalla vor dem Bootshaus des ORC mit der Aussage, dass 
»die Stimmung im Olympia-Dorf« toll gewesen sei. Der Autor ist um Verständnis mit der 
Ruderin bemüht, er macht deutlich, wie emotional Drygalla während des Interviews 
gewesen sei, dass sie mehrmals geweint habe und sie »dieses Problem lieber los [wäre]«: 
»Nadja Drygalla ringt nach Worten, hebt immer wieder neu an, versucht einen Satz, dann 
bricht ihr die Stimme weg. Im Verlauf der Gespräche weint sie oft (...)«. Gezeichnet wird 
das Bild einer »jungen Frau«, die Opfer einer Intrige wird und diese passiv erträgt. Im 
Vordergrund steht die Vorstellung von der großen Liebe zwischen Mann und Frau, wobei 
der Frau der Part zukomme, der Liebe hoffnungslos verfallen zu sein. Gerade Frauen – 
anders als Männer – seien völlig abhängig von »großen Gefühlen«. Liebe wird hier als 
etwas Schicksalhaftes beschrieben, das nichts mit Wahl und einer Entscheidung zu tun 
habe. Zudem wird Nadja Drygalla als Frau gezeichnet, die alles für die große Liebe opfert. 
Sie nimmt die Berichterstattung als »Hetzjagd« wahr, die sie völlig überrascht habe. Der 
stern argumentiert in dieselbe Richtung, wenn er Drygallas »Entbehrungen« hervorhebt, 

In den Zeltlagern der inzwischen verbotenen »Heimattreuen Deutschen Jugend« wurden Kinder im Sinne 
nationalsozialistischer Ideologie erzogen. Steigen Mütter mit ihren Kindern aus der Neonazi-Szene aus, bedarf 
es spezieller psychosozialer Begleitung für Kinder und Mütter.
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den vorzeitigen Abschied von den Olympischen Spielen und den Abbruch der Beamten-
laufbahn. In dieser Darstellung wird Drygalla jeglicher Handlungsspielraum abgespro-
chen. Sie wird als unpolitische, junge und sensible Frau dargestellt, für die nur die Liebe 
zählt. Auf diese Weise wird sie zum Opfer stilisiert; letztlich ähnelt dieser Duktus dann 
der Darstellung in rechten Medien.

Leerstellen
Nur wenige Artikel thematisieren, ob eine Beziehung mit einem rechtsextremen Kader 
für die Öffentlichkeit relevant ist. Nur selten wird herausgestellt, dass es hier nicht um 
irgendeine Beziehung geht, sondern um eine gefestigte, mehrjährige Partnerschaft zu 
einem Menschen, der sich als Neonazi engagierte; einem, der die menschenverachtende 
Ideologie nicht nur denkt, sondern der handelte, sie verbreitete, zu Gewalt aufrief und 
Kopf der gewalttätigen Gruppe der »Autonomen Nationalisten« war. Unausgesprochen 
bleibt, dass eine Liebesbeziehung durchaus eine zu verantwortende Wahl ist und kein 
unentrinnbares Schicksal. Nadja Drygalla hatte vielfach die Wahl. Sie betont: »Es ist mei-
ne Entscheidung, zu ihm zu stehen. Trotz allem, was passiert ist«.17 Drygalla steht nicht 
nur zu Fischer, sie bricht für diesen auch ihre Polizeikarriere ab, verzichtet auf Sportför-
derung, verlässt Olympia und steht öffentlich zu ihm. Alle Schritte geht sie ohne Zwang, 
es sind selbstgewählte Entscheidungen. Und es ist letztlich ihre Entscheidung, zu Fischer 
zu stehen und somit keine Haltung zu zeigen gegen menschenfeindliches Gedankengut. 
Rechtsextreme Kontakte sind niemals harmlos.

Zu hinterfragen bleibt, warum in der deutschen Berichterstattung diese Fragen nach 
der Verantwortung kaum gestellt werden und vielmehr eine Perspektive dominiert, mit 
der die Selbstdarstellung von Nadja Drygalla in den Vordergrund tritt. Interessant ist 
auch, dass politische Positionen als Privatangelegenheit klassifiziert werden. So geht es 
um »Gesinnungsschnüffelei«, die nicht betrieben werden dürfe.18 Der damalige Verteidi-
gungsminister Thomas de Maizière spricht sich klar dagegen aus, »den Freundeskreis 
von Sportlerinnen und Sportlern zu screenen, zu gucken, was da los ist«. Die Vizeprä-
sidentin des Deutschen Olympischen Sportbundes ist ebenso gegen »Inspektionen des 
privaten Umfeldes« und warnt außerdem vor »Agenten-Methoden«19, während die Ver-
einsvorsitzenden Hans Sennewald und Walter Arnold sich gegen »Sippenhaft« wehren.

Festzuhalten ist:
1.	 Nationalsozialistisches Gedankengut ist keine schlichte Meinungsverschiedenheit, 

die »mal eben« diskutiert wird und dann beiseite gestellt. Es handelt sich um Ein-
stellungen, die Menschengruppen als minderwertig konstruieren, diskriminieren, 
unterdrücken, bedrohen und durchaus ermorden.

2.	 Es ist eine persönliche Entscheidung, mit einem Nazi liiert zu sein und für diesen 
einzustehen. Dies beinhaltet auch, die menschenverachtende Einstellung mindestens 
zu tolerieren. Partner_innen machen sich zu Komplizen und unterstützen die extrem 
rechten Strukturen. 

3.	 Der geschichtsrelativierende Vorwurf der »Sippenhaft« ist wenig hilfreich ebenso 
wie die Debatte um »Gesinnungsschnüffelei«. Es geht hier um »eine freiwillige und 
gezielte Auswahl eines Lebenspartners, der bis zuletzt eine demokratiefeindliche Ge-
sinnung an den Tag legte«.20

Empfehlungen für die mediale Berichterstattung
Wichtig ist – nicht nur, aber eben auch – beim Thema Rechtsextremismus eine konti-
nuierliche, sachlich und qualitativ gut recherchierte Berichterstattung. Skandalisierun-
gen und Moralisierungen behindern oft eine kritische Debattenkultur, in der es um eine 
tatsächliche Auseinandersetzung geht. Im Kontext der Thematisierung der Geschichte 
des NS gilt: Geschichtsrelativierende Vergleiche helfen wenig, sie verzerren vielmehr 
die Wahrnehmung. Auch auf Emotionalisierungen sollte so weit wie möglich verzichtet 
werden. Emotionale Berichterstattung geht häufig damit einher, dass die Ideologie in den 
Hintergrund tritt und schlussendlich auf diese Weise verharmlost wird. Das menschen-
verachtende Weltbild der Neonazis gerät zu stark aus dem Blick. Grundsätzlich sollten 
sich auch Medien bemühen, geschlechtsstereotype Bilder zu vermeiden. Die Frau an sich 
gilt vielen nach wie vor als emotionale Wesen – im Gegenzug zum rational handeln-
den Mann. Eine Fokussierung hierauf, insbesondere bei einer Berichterstattung, in der 
Rechtsextremismus Thema ist, führt dazu, dass ideologische und politische Hintergründe 
von Frauen nicht thematisiert werden und damit der nach wie vor gängigen verkürzten 
Wahrnehmung von Rechtsextremismus als männliches Phänomen weiter Vorschub ge-
leistet wird.

Ein kinderfreundliches Umfeld? Aussteigerinnen berichten, dass ihre Kinder in der rechtsextremen Szene 
Ausgrenzungs- oder Gewalterfahrungen erlebten und dass dies einer der ersten Gründe war, über einen Aus-
stieg nachzudenken – Ein wichtiger Aspekt für eine ausstiegsorientierende Beratung.
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6. Defizite im Umgang mit Aussteigerinnen 
aus der rechtsextremen Szene

Heike Radvan

»Wenn ich damals gewusst hätte, was auf meine Kinder zukommt, ich wäre nicht aus-
gestiegen«1, sagt eine Mutter, die mit mehreren Kindern aus der rechtsextremen Szene 
ausgestiegen ist. Wenn Frauen mit Kindern aus der rechtsextremen Szene aussteigen 
und der (Ehe)Mann und/oder Vater der Kinder in der Szene verbleibt, kommt es häufig 
in verschiedenen Bereichen zu Schwierigkeiten. Anschaulich und nachvollziehbar lässt 
sich dies an konkreten Biografien von Aussteigerinnen verdeutlichen. Im Folgenden kön-
nen wir dies leider nur abstrakt und anonym beschreiben, da auch Frauen, die sich von 
der Neonazi-Szene abwenden, häufig bedroht und verfolgt werden. Die ehemaligen Ka-
meraden und Kameradinnen setzen auf Rache und versuchen zudem, die Kinder in die 
Szene zurückzuholen. 

Seit 2000 gibt es in Deutschland staatliche und nichtstaatliche Programme, die sich 
mit Unterstützungsangeboten an Personen wenden, die aus der rechtsextremen Szene 
aussteigen wollen. Bislang sind diese Programme geschlechtsunspezifisch konzipiert und 
umgesetzt. Betrachtet und analysiert man verschiedene Ausstiegsprozesse von Frauen, 
so wird deutlich, dass es unter anderem diese geschlechtsunspezifischen Konzepte sind, 
die spezifische Bedarfe von Aussteigerinnen in unterschiedlichen Bereichen nicht be-
rücksichtigen. Das betrifft sowohl die Angebote auf Seiten der Aussteigerprogramme 
selbst als auch Bereiche verschiedener Professionen, die im Verlauf eines Ausstiegs mit 
der Familie in Kontakt kommen beziehungsweise arbeiten. Um die Bedarfe nachvollzieh-
bar beschreiben zu können, werden wir zunächst Probleme oder Anforderungen benen-
nen, die im Verlauf von Ausstiegen von Frauen ohne und mit Kindern auftreten (können):

■■ 	In der Praxis scheinen Ausstiegsberatende – oft aus staatlichen Einrichtungen – die 
Gefahren, die sich im Zuge eines Ausstiegs für die betroffene Mutter und deren Kin-
der ergeben können, nur ungenau einschätzen zu können. So berichtet eine Frau, 
die mittlerweile »erfolgreich« mit Exit Deutschland ausgestiegen ist, darüber, dass sie 
zunächst davon Abstand genommen hatte, aussteigen zu wollen, da die betreuenden 
Beamt_innen in einem Landesprogramm aus ihrer Sicht die damit einhergehenden 
Gefahren unterschätzten und zum Beispiel einen Identitätswechsel als nicht notwen-
dig erachteten. Neben der Gefahr, dass die aussteigende erwachsene Frau von Kadern 
der Neonazi-Szene bedroht und verfolgt wird, besteht hier die zusätzliche Herausfor-
derung, einen sicheren Neuanfang für die Kinder zu organisieren. 

■■ 	Im Verlauf eines Ausstiegs mit Kindern ist es notwendig, dass Fachkräfte, die zum 
Beispiel im Jugend- oder Sozialamt mit der Familie arbeiten, die Gefahrensituation 
angemessen einschätzen können und entsprechend reagieren. So ist es nötig, dass 
Angaben über die aussteigenden Personen, wie unter anderem der neue Wohnort, 
neue Identitäten und Kontakte vertraulich behandelt werden. Werden diese ohne 
angemessene Überprüfung herausgegeben, kann dies zur Gefährdung der Sicherheit 
der Frau und ihrer Kinder führen und in der Folge einen weiteren Identitäts- und 
Wohnortswechsel notwendig machen. 
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■■ 	Frauen, die mehrere Jahre in der Neonazi-Szene gelebt haben, sind – jenseits ihrer 
eigenen möglichen Gewalttätigkeit und ihrer Involvierung in rechtsextreme Aktivitä-
ten und Ideologie – häufig betroffen von häuslicher und sexualisierter Gewalt. Diese 
traumatischen Erfahrungen mit möglichen Langzeitfolgen sollten im Verlauf eines 
Ausstiegs bearbeitet werden. Bislang gibt es hierzu weder konzeptionelle Überlegun-
gen noch professionelle Angebote. 

■■ 	Auch ist davon auszugehen, dass Kinder, die in rechtsextremen Gruppierungen oder 
deren Umfeld über längere Zeit gelebt haben, Erfahrungen von Gewalt, Ausgrenzung 
und allgemein autoritären Erziehungsstilen gemacht haben. Das Großwerden in die-
sen Umfeldern geht häufig damit einher, dass Kinder in Parallelwelten aufwachsen 
und in Freund-Feind-Schemata sozialisiert werden. Bislang liegen hierzu unseres Wis-
sens nach keine psychosozialen Beratungsangebote vor. 

■■ 	Kommt es im Verlauf eines Ausstiegs zur Trennung und Scheidung der Eltern, so wird 
u.U. das Umgangsrecht für diejenige Person verhandelt, die in der rechtsextremen 
Szene verbleibt, in allen bislang vorliegenden Fällen war dies der Vater. Bisher gibt es 
verschiedene juristische Umgangsweisen mit solch einer Situation. So liegen Urteile 
vor, die dem Vater einen Umgang mit den Kindern zusprechen. Ein derartiges Urteil 
reflektiert weder, dass der Vater sowohl in der rechtsextremen Szene aktiv und ge-
walttätig war oder ist und hierfür rechtskräftig verurteilt wurde, noch den Umstand, 
dass der Vater auch innerhalb der Familie Gewalt gegenüber der Mutter und den Kin-
dern ausübte. Solche Urteile sind aus verschiedenen Perspektiven eine Herausforde-
rung aber auch Zumutung für Mutter und Kinder. Nicht zuletzt sind sie aus ethischer 
und menschenrechtlicher Perspektive infrage zu stellen. Die reale und für die Mutter 
unter Umständen tödliche Gefahr, die ein Umgang des Vaters mit seinen Kindern 
mit sich bringen kann, wird negiert. Mittlerweile liegt hierzu ein richtungsweisendes 
Urteil des Bundesverfassungsgerichtes vor, das ethisch argumentiert und den Schutz 
von Mutter und Kind in den Vordergrund stellt und dem Vater das Umgangsrecht 
abspricht. Hierzu bedarf es einer fachlichen Auseinandersetzung. 

Mit diesen zusammenfassenden Beschreibungen lassen sich Handlungs- und Fortbil-
dungsbedarfe für verschiedene Professionen formulieren:
1.	 Entwicklung von bedarfsgerechten Angeboten für Aussteigerinnen und deren Kinder
2.	 Fortbildungen für Fachkräfte der Sozialen Arbeit, Angestellte in Verwaltungen sowie 

für Jurist_innen

1. Entwicklung von bedarfsgerechten Angeboten für Aussteigerinnen 
und deren Kinder
Fallgeschichten verschiedener Ausstiege zeigen, dass Frauen, die mit ihren Kindern aus 
der rechtsextremen Szene aussteigen, besondere Belastungen erleben. Wenn es bereits 
vor dem Ausstieg zu psychischen und physischen Einschüchterungsversuchen durch 
den in der Szene verbleibenden Partner kommt, ist die Belastung für Frauen mit Kin-
dern höher. Generell ist es für professionelle Berater_innen und begleitende Fachkräf-
te notwendig, dezidiert einzuschätzen, in welcher Gefahrenlage sich die aussteigenden 
Personen befinden. Auf Grundlage dessen sind Entscheidungen zu treffen, zum Beispiel 
über die Notwendigkeit eines Orts- und Identitätswechsels. Längerfristig ist gegebenen-

falls ein Identitätswechsel abzusichern und der Aufenthaltsort der Familie vor unsach-
gemäßer Weitergabe zu schützen: Es muss verhindert werden, dass die neue Adresse 
an rechtsextreme Personen herausgegeben wird. Die sozialpädagogische Betreuung der 
aussteigenden Personen sollte mehrere Aspekte beinhalten:

■■ 	eine Unterstützung beim ideologischen Ausstieg. Ein weitgehend geschlossenes und 
oft über einen langen Zeitraum aufgebautes Weltbild muss infrage gestellt werden 
und eine Auseinandersetzung so erfolgen, dass – als längerfristiges Ziel gedacht – 
menschenrechtliche Orientierungen im Sinne von Haltungen vertreten und gelebt 
werden. Die Abwendung von und der nachhaltige Kontaktabbruch mit bisherigen 
Freund/-innen in der rechten Szene ist hierbei ein allererster Schritt. Die selbstrefle-
xive Auseinandersetzung mit der eigenen Verantwortlichkeit für das Handeln in der 
rechten Szene (auch gegenüber den eigenen Kindern) ist zu unterstützen, wichtig ist 
ein Perspektivwechsel und eine von Empathie mit den Opfern und Betroffenen rech-
ter Gewalt geleitete Auseinandersetzung. 

■■ 	Es ist wichtig, dass aussteigende Personen eigene Erfahrungen von Ausgrenzung und 
Gewalt in der rechten Szene thematisieren und einen Umgang damit finden. Frauen, 
die von sexualisierter und häuslicher Gewalt betroffen waren, sollten unterstützende 
psychotherapeutische oder beratende Angebote erhalten. 

■■ 	Konzeptionell sollte ein Programm Angebote für Kinder mitdenken, es geht hier um 
fallbezogene, stärkende Angebote, die psychologische Begleitung ebenso beinhalten 
wie eine altersgerechte Auseinandersetzung mit den erlernten Ideologien der Un-
gleichwertigkeit. 

Die Schüler_innen der Waldorfschule in Greifswald bereiten sich auf den Protest gegen den Neonaziaufmarsch 
am 1. Mai 2011 vor.
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2. Fortbildungen für Fachkräfte der Sozialen Arbeit, Angestellte 
in Verwaltungen sowie für Jurist_innen
Viele Akteur_innen von staatlichen Institutionen sind mit dieser Thematik wenig ver-
traut und demzufolge auch überfordert. Wir sehen Fortbildungsbedarf über die besonde-
re Gefahrenlage und die Brutalität der Neonazi-Szene im Hinblick auf Aussteigerinnen. 
Insbesondere bedarf es einer Auseinandersetzung mit Fragen des Datenschutzes bei de-
ren Begleitung. Das betrifft Angestellte in Verwaltungen, bei Ämtern wie dem Jugend-, 
Sozial- und Arbeitsamt. Zudem bedarf es der Fortbildung für Sozialpädagog_innen und 
Jurist_innen zum Spannungsverhältnis Umgangs- oder Sorgerecht versus Kindeswohlge-
fährdung. Die Punkte werden im Folgenden kurz beschrieben.

Sensibilisierung der Wahrnehmung und ausstiegsorientierte Beratung
Ganz allgemein ist es notwendig, Personen, die in Verwaltungen wie dem Arbeits- und 
Jugendamt arbeiten, im Sinne einer ausstiegsorientierten Beratung zu schulen. So kann 
man davon ausgehen, dass Fachkräfte in Verwaltungen immer mal wieder mit Familien 
zu tun haben, die sich in oder im Umfeld der rechtsextremen Szene befinden. Es ist 
wichtig, dass Fachkräfte diese Situationen als solche erkennen und in der Lage sind, 
angemessen zu reagieren. Das heißt zunächst, dass sie versuchen herauszufinden, mit 
welchen Personen sie es zu tun haben: Während man davon ausgehen kann, dass Ka-
der und Aktivist/-innen momentan nicht in Richtung Ausstieg ansprechbar sind, kann 
dies bei sogenannten Mitläufer/-innen durchaus der Fall sein. In solch einem Falle geht 
es im Gespräch darum, dies zu eruieren und gegebenenfalls Informationen über eine 
mögliche Ausstiegsberatung zu vermitteln. Um solcherart Gespräch führen zu können, 
ist es neben einer kompetenten Gesprächsführung hilfreich, die Themen zu kennen, die 
mit möglichen Ausstiegsgedanken einhergehen können. So wissen wir aus biografischen 
Berichten, dass Mütter häufig darüber ansprechbar sind, dass ihre Kinder in der rechten 
Szene Ausgrenzungs- und/oder Gewalterfahrungen machen.2 Es ist sinnvoll, in diesen 
Bereichen nachzufragen und die jeweilige Mutter dahingehend zu unterstützen, in Rich-
tung Sicherheit und Wohlbefinden ihrer Kinder und damit an einen Ausstieg zu denken.  

Sensibilisierung für die spezifische Situation von Aussteigerinnen
Zur Sensibilisierung für die spezifische Situation von Aussteigerinnen ist es notwendig, 
über die zu erwartenden Reaktionen der Neonazi-Szene zu informieren. Ist der verblei-
bende Elternteil noch in der Szene aktiv, ist es unumgänglich, die potentielle Bedrohungs-
situation und damit verbundene Gefahrenlage zu analysieren: Es ist sicherzustellen, dass 
eine Aufdeckung der neuen Identität verhindert wird. Fachkräfte sollten Kenntnis haben 
über die Aufenthaltsermittlungsstrategien von Neonazis. Diese gehen z.T. weit hinaus 
über einfache Internetrecherchen und schließen Ermittlungen und Observationen in 
Ämtern ebenso ein wie das Erstatten von (Vermissten-)Anzeigen.3 Im Falle einer Tren-
nung und Scheidung der Eltern ist es unabdingbar, dass sowohl das Sorgerecht als auch 
ein Umgangsrecht der Person, die in der Szene verbleibt – zumeist der Vater –, genau 
überprüft und gegebenenfalls verwehrt wird.

Fachdebatte zu juristischen und sozialpädagogischen Fragen 
des Umgangsrechts

■■ Hinsichtlich der Fragen des Umgangsrechts nach dem Ausstieg einer Mutter mit ih-
ren Kindern aus der rechtsextremen Szene und der Trennung oder Scheidung vom 
in der Szene verbleibenden (Ehe-)Mann ist es notwendig, eine juristische, aber auch 
sozialarbeiterische Fachdebatte zu beginnen. Neben den Richter_innen, die über das 
Umgangsrecht urteilen, betrifft diese Praxis auch Pädagog_innen und Psycholog_in-
nen, die gutachterisch tätig sind, den Umgang begleiten und Kontakt mit allen Fa-
milienmitgliedern haben. So ist in diesen Fällen zu fragen, inwiefern die bedrohte 
persönliche Sicherheit der aussteigenden Mutter Auswirkungen auf das Kindeswohl 
hat. Eine erste Antwort gibt das Urteil des Bundesverfassungsgerichtes vom 23. Janu-
ar 2013. Hier klagt eine Aussteigerin gegen das Umgangsrecht, das dem geschiedenen 
Ehemann vom Oberlandesgericht zugesprochen wurde. Der Vater der Kinder ist in 
diesem Falle weiterhin in der rechtsextremen Szene aktiv, er war hier und auch im 
familiären Umfeld gewalttätig und hatte mehrmals versucht, die neue Identität der 
Familie herauszufinden und Mutter und Kinder bedroht. Das Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichtes argumentiert ethisch und erkennt die Gefahrenlage der Familie an. Es 
wird festgestellt, dass die Gefährdung der Mutter mit einer mittelbaren Gefährdung 
der Kinder einhergeht. Das Gericht erkennt eine strukturelle und dauerhafte Gefähr-
dungssituation der aussteigenden Mutter an.

■■ 	In Angeboten der Aus- und Weiterbildung für juristische und pädagogische Fachkräf-
te sollte die Situation von aussteigenden Frauen und deren Kindern vermittelt wer-
den. Die reale Gefahrenlage und die damit verbundenen existentiellen Ängste der 
Betroffenen sollten vor Überlegungen, die das Recht einer biologischen Elternschaft 
voran stellen, Priorität erhalten. Es sollte Wissen vermittelt werden, mit dem eine 
fundierte Einschätzung der Gefährdungssituation der Familie für die Professionellen 
möglich wird. 

■■ 	Darüber hinaus und ganz grundsätzlich ist es notwendig, eine Fachdebatte zu begin-
nen über die Frage der »Kindeswohlgefährdung aufgrund einer angestrebten Erzie-
hung im Geiste des Nationalsozialismus unter dem Deckmantel der Vaterliebe und 
der Vaterrechte«4. Es geht hier um Fragen der Erziehung innerhalb von Familien, de-
ren Eltern sich rechtsextrem engagieren und verorten. Es handelt sich hierbei um 
ein komplexes und diffiziles Thema, das nicht mit einfachen Antworten wie einer 
unmittelbaren Herausnahme von Kindern beantwortet werden kann. Zuerst sind hier 
Institutionen wie Kindergarten und Schule herausgefordert. Die Fachkräfte dort ha-
ben einen alltäglichen Umgang mit Kindern, die in rechtsextremen Milieus leben. 
Es ist vorrangig ihre Aufgabe, diesen Kindern die Möglichkeit zu geben, alternati-
ve Erfahrungen von Demokratie, Vielfalt und Gleichwertigkeit zu machen und auf 
diesem Wege ein Fenster in Richtung eines möglichen perspektivischen Ausstiegs 
offen zu halten. Jenseits dieser pädagogischen Fragen bedarf es darüber hinaus einer 
differenzierten Debatte über die Frage, welche pädagogischen, aber auch juristischen 
Antworten es für Situationen gibt, in denen Kinder in Parallelwelten aufwachsen. 
In Parallelwelten aufzuwachsen überfordert Kinder. Außerdem bedarf es einer Dis-
kussion und fachlichen Auseinandersetzung über den Umgang mit Kindern, denen 
menschenfeindliche Weltbilder und Freund-Feind-Konstruktionen eingeprägt werden 



66 67

und deren Möglichkeit auf ein selbstbestimmtes Aufwachsen sehr stark einschränkt 
ist. Es handelt sich hierbei durchaus um Aspekte, die im Paragrafen der Kindeswohl-
gefährdung benannt sind – jedoch bislang kaum diskutiert. Teilweise kann hier auf 
Erfahrungen im Umgang mit Sekten oder religiös-fundamentalistischen Zusammen-
hängen zurückgegriffen werden.
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4 	  Ebd.

Fazit

Esther Lehnert

Wir hoffen, dass wir mit der nun vorliegenden Broschüre zur Sensibilisierung und Aus-
einandersetzung mit dem leider immer noch fahrlässig vernachlässigten Thema der 
Wahrnehmung von Frauen im aktuellen Rechtsextremismus beitragen. Einerseits sollte 
spätestens seit der Selbstenttarnung der NSU die Gewissheit gereift sein, dass eine Nicht-
Wahrnehmung von Frauen im Rechtsextremismus mitunter tödliche Folgen haben kann. 
Die Berichte und Geschichten, die dieser Broschüre zugrunde liegen und in dieser eine 
Dokumentation bekommen haben, belehren uns leider, dass wir immer noch weit ent-
fernt von einer angemessenen und fundierten Wahrnehmung von Frauen in und ihrer 
Wichtigkeit für den Rechtsextremismus sind. Unser kurzer historischer Exkurs sowie die 
Auseinandersetzung mit rechten Frauen nach 1945 zeigen zum einen auf, dass die Nicht-
Wahrnehmung von Frauen als Akteurinnen und damit auch als »Täterinnen« Tradition 
hat beziehungsweise die Regel ist. Und dass andererseits das Festhalten an der Konstruk-
tion von Frauen als friedfertige Wesen nicht nur eine reduzierende Betrachtung darstellt, 
sondern darüber hinaus auch rechtsextremen Frauen die Möglichkeit gibt »unsichtbar« 
– in einem politischen Sinn – zu bleiben.

Bereits der geschärfte Blick auf die Rolle von Frauen im Rechtsterrorismus vor der 
Selbstenttarnung der NSU weist zum einen die Tendenz der Sexualisierung in der Wahr-
nehmung von rechten Frauen aus und zum anderen wird deutlich, dass es rechtsextre-
men Frauen hier leichter möglich war, sich ihrer Verantwortung für ihr menschenverach-
tendes Handeln zu entziehen. Diese Tendenz findet sich auch nach wie vor – nicht zuletzt 
in der Wahrnehmung Beate Zschäpes. Auch ihr gegenüber sind wir mit geschlechtsste-
reotypen Wünschen und Wahrnehmungen konfrontiert, die wiederum einerseits zu ei-
ner Verobjektivierung (rechter) Frauen beitragen, als auch einer damit einhergehenden 
Verharmlosung rechtsextremer Ideologie Vorschub leisten.

Die Auseinandersetzung mit der Situation von Aussteigerinnen zeigt zusätzlich dazu 

auf, dass die Defizite in der Wahrnehmung von Frauen für diese selbst dann zu einer 
realen Bedrohung werden können, wenn sie mit ihren Kindern aus der Szene aussteigen 
wollen. »Normale« Bedarfe nach Sicherheit und Schutz, die sich aus der Situation für 
Frauen und ihre Kindern ergeben, werden kaum zur Kenntnis genommen, noch wird 
nach Strategien und Lösungen gesucht. Die Auseinandersetzung mit dem Fall Drygalla 
verweist darauf, dass Rechtsextremismus als gesamtgesellschaftliches Problem wahrge-
nommen werden muss. Anhand des Beispiels Sport wird aufgezeigt, dass Institutionen 
und Organisationen Verantwortung für demokratisches Handeln übernehmen müssen. 
In der Auseinandersetzung mit diesem Fall haben wir darüber hinaus die Frage gestellt, 
ob die Tatsache, dass es sich hier um eine Frau handelte, mit dazu beigetragen hat, sie 
(medial) als »Opfer« der Umstände darzustellen und sich nicht mit ihrer Weltanschauung 
kritisch zu befassen.

Gesellschaft, und zwar sowohl Institutionen und Organisationen der Sicherheits- und 
Repressionsbehörden, sowie Pädagogik und Zivilgesellschaft, ist gefordert, dem politi-
schen Denken und Handeln von Frauen mehr Beachtung zu schenken. Insbesondere 
dann, wenn es um Rechtsextremismus geht. Anderenfalls laufen wir Gefahr, Fehler 
der Vergangenheit zu wiederholen und der »doppelten Unsichtbarkeit« rechtsextremer 
Frauen weiter Vorschub zu leisten. Wir hoffen, dass wir mit unseren Empfehlungen für 
Polizei, Justiz, Medien, Zivilgesellschaft und Pädagogik mit dazu beitragen, dass das Den-
ken und Handeln rechtsextremer Frauen endlich sichtbarer wird. Außerdem erhoffen 
wir uns, dass eine angemessene Wahrnehmung der Relevanz von Frauen im aktuellen 
Rechtsextremismus auch dazu führt, dass die Ausstiegsbedingungen für sie – mit und 
ohne Kinder – ihren geschlechtsspezifischen Bedarfen angepasst werden.
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